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INHALT

EXKLUSIV

Sondervorschriften  
unbedingt beachten

Untersuchungs- und Rügeobliegenheiten nach  
§ 377 Handelsgesetzbuch sind wichtige Grundlagen  

des kaufmännischen Rechtsverkehrs

Die wichtige – aber weitgehend unbe-
kannte – Vorschrift des § 377 Han-
delsgesetzbuch (HGB) stellt eine der 

grundlegenden Sondervorschriften des 
kaufmännischen Rechtsverkehrs dar, die 
bei Nichtbeachtung zu erheblichen recht-
lichen und damit auch wirtschaftlichen 
Nachteilen für den betroffenen Kaufmann 
führen kann. Es droht der Verlust sämt-
licher Gewährleistungs- und Rückgriffs-
rechte.

Die Vorschrift des § 377 HGB ist soge-
nanntes dispositives Recht. Individualver-
traglich kann die Vorschrift abgemildert, 
verschärft oder ausgeschlossen werden. 
In allgemeinen Geschäftsbedingungen 
unterliegen entsprechende Regelungen 
der sogenannten Inhaltskontrolle der §§ 
307 ff. BGB

1. �Die Untersuchungspflicht des Käufers
Der Käufer ist nicht verpflichtet, die ge-
lieferte Ware zu untersuchen. Hierbei 
handelt es sich lediglich um eine rechtli-
che Obliegenheit. Unterlässt er jedoch die 
ordnungsgemäße und rechtzeitige Unter-
suchung, läuft er Gefahr, dass er etwaige 
Gewährleistungsrechte verliert.

Die Untersuchung der Ware hat un-
verzüglich nach Ablieferung zu erfolgen, 
soweit dies nach ordnungsgemäßem Ge-
schäftsgang tunlich ist. Die Tunlichkeit be-
stimmt sich im Wesentlichen danach, was 

einem ordentlichen Kaufmann aus ob-
jektiver Sicht im konkreten Einzelfall zur 
Erhaltung seiner Gewährleistungsrechte 
zugemutet werden kann. Art und Umfang 
der gebotenen Untersuchung richten sich 
dabei insbesondere nach den Interessen 
von Käufer und Verkäufer.

Dem Käufer obliegt es, die Ware un-
mittelbar nach der Ablieferung in Augen-
schein zu nehmen. Bei größeren Lie-
fermengen ist ausreichend, aber auch 
erforderlich, dass der Käufer stichproben-
artige Untersuchungen durchführt. Ergibt 
sich dabei der Verdacht der Mangelhaftig-
keit, sind weitergehende Untersuchungen 
erforderlich. Dabei gilt, dass vom Käufer 
grundsätzlich umso intensivere Unter-
suchungen verlangt werden können, je 
größer der drohende Schaden ist. Dies 
kann unter Umständen dazu führen, dass 
Sachverständige, neutrale Prüfstellen und 
staatliche Behörden herangezogen wer-
den müssen, sofern dem Käufer nicht die 
Kenntnisse und Mittel zur Untersuchung 
der Ware zur Verfügung stehen.

2. Die Rügeobliegenheit des Käufers
Nach § 377 Abs. 1 HGB hat der Käufer die 
bei der Untersuchung aufgetretenen Män-
gel unverzüglich, das heißt ohne schuld-
haftes Zögern, dem Verkäufer anzuzei-
gen. Wird der Mangel nicht durch eine 
ordnungsgemäße Untersuchung, sondern 
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erst später, z.B. durch eine Mängelrüge 
des eigenen Kunden des Käufers entdeckt 
(versteckter Mangel), muss die Anzeige 
nach § 377 HBG unverzüglich nach der 
Entdeckung veranlasst werden.

Wichtig ist dabei Folgendes:
Liefert der Verkäufer die Ware nicht an 

den Käufer, sondern direkt an einen vom 
Käufer benannten Endkunden (Strecken-
geschäft), muss der Käufer dennoch die 
Vorgaben des § 377 HGB beachten. Dies 
gilt nach der Rechtsprechung des Bun-
desgerichtshofes selbst dann, wenn der 
Endkunde Nichtkaufmann ist. Die Män-
gelrügen müssen grundsätzlich entlang 

der Kaufvertragsverhältnisse erfolgen, so 
dass der Endkunde den Käufer und dieser 
seinerseits den Verkäufer von Mängeln 
unterrichten muss.

Mängel, die sich bereits bei einer ersten, 
groben Betrachtung zeigen, müssen in-
nerhalb von maximal ein bis zwei Tagen 
gerügt werden; bei verderblicher Ware in-
nerhalb von Stunden.

3. �Verlust der Mängelgewährleistungs-
rechte

Kommt der Käufer seinen Obliegenheiten 
nicht oder nicht rechtzeitig nach, gilt die 
Ware nach dem Gesetz als genehmigt. Der 

Käufer verliert damit sämtliche gesetzli-
chen Mängelgewährleistungsrechte, es sei 
denn, dass ein Fall der Arglist des Verkäu-
fers gemäß § 377 Abs. 5 HGB vorliegt.

Sehr wichtig ist für Wiederverkäufer da-
bei Folgendes:

Der an Verbraucher verkaufende Wie-
derverkäufer wird grundsätzlich durch 
die zwingenden Vorschriften über den 
Lieferantenregress im Hinblick auf seine 
Rückgriffsansprüche gegenüber seinem 
eigenen Lieferanten weitgehend ge-
schützt. Allerdings ordnet § 445a Abs. 4 
BGB hierzu folgendes an: § 377 des Han-
delsgesetzbuches bleibt unberührt.

Diese ebenso kurze wie wichtige Rege-
lung besagt, dass der Wiederverkäufer 
sämtliche Rückgriffsansprüche beim Ver-
brauchsgüterkauf verliert, wenn er die 
Vorgaben der kaufmännischen Untersu-
chungs- und Rügepflicht nicht beachtet.

Insgesamt ist die Norm des § 377 HGB 
Gegenstand zahlloser Gerichtsentschei-
dungen und birgt für den Käufer, insbe-
sondere für den an einen Verbraucher 
weiterverkaufenden Händler, nicht zu 
unterschätzende Risiken. Der Käufer muss 
deshalb sorgfältig darauf achten, dass sei-
ne täglichen Arbeitsabläufe den gesetz-
lichen Anforderungen genügen. Hierbei 
sollte der Käufer aber auch den gegebe-
nenfalls vorhandenen Vertragshändler-
vertrag und hierin enthaltene zusätzliche 
Regelungen beachten.

© Michael Möller – stock.adobe.com

Heimlich mitgehörte  
Telefonate unverwertbar 

Nach einer Entscheidung des Bundesgerichtshofes (BGH) dürfen die Aussagen 
eines Zeugen, der ein Telefonat heimlich mitangehört hat, gerichtlich in der 
Regel nicht verwertet werden. Die Verwertung der Aussage verstößt nach An-

sicht des BGH gegen das durch das Grundgesetz geschützte allgemeine Persönlich-
keitsrecht des Gesprächspartners und insbesondere dessen Recht am gesprochenen 
Wort. Eine Verwertbarkeit kommt nach der klaren Vorgabe des BGH nur unter not-
wehrähnlichen Umständen in Betracht, wie die Anfertigung heimlicher Tonbandauf-
nahmen zur Feststellung der Identität eines anonymen Anrufers oder zur Feststellung 

erpresserischer Drohungen oder den Fall eines auf andere Weise nicht 
abwehrbaren Angriffs auf die berufliche Existenz.   

© Alexander Limbach – stock.adobe.com
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Das Oberlandesgericht (OLG) Schles-
wig hat in einer Grundsatzent-
scheidung zu den Sorgfaltspflichten 

einer Werft Stellung genommen und diese 
konkretisiert. 

Der Eigner einer Yacht hatte bei der 
Werft einen Stellplatz angemietet. Der 
Eigner erteilte der Werft telefonisch den 
Auftrag zum Slippen und gab an, die Yacht 
sei „seeklar“. Die Werft setzte die Yacht 
am Nachmittag des folgenden Tages in 
Abwesenheit des Eigners ins Wasser und 
verbrachte diese nach einer Wartezeit 
von zwei Stunden von der Slipanlage an 
ihren Liegeplatz im Hafen. Am folgenden 
Morgen stellten Mitarbeiter der Werft fest, 
dass die Yacht im Hafenbecken teilweise 
gesunken war. Schadensursache hierfür 
war, dass über ein geöffnetes Seeventil 
und eine dahinterliegende, nicht ord-
nungsgemäß verschlossene Filteranlage 
Meerwasser eingedrungen war. Der Eigner 
verlangt von der Werft Schadensersatz. 
Das OLG gab – wie zuvor das Landgericht 
– der Klage statt.

Nach der Entscheidung des OLG Schles-
wig gehört es zu den Sorgfaltspflichten 
einer Bootswerft, die eine aus dem Win-
terlager kommende Segelyacht zu Was-
ser lassen soll, sich unmittelbar vor dem 
Slippvorgang durch eine Sichtkontrolle 

des Rumpfes von außen darüber zu verge-
wissern, dass alle Seeventile geschlossen 
sind, auch wenn der bei dem Slippen ab-
wesende Eigentümer ihr tags zuvor mit-
geteilt hat, das Schiff sei seeklar. Das OLG 
Schleswig stellt darauf ab, dass der Eigner 
den Auftrag telefonisch erteilt hatte und 
unstreitig den Liegeplatz erst am nächs-
ten Tag aufsuchen wollte. Wenn der Eigner 
sich nicht vor Ort befindet, muss in dieser 
Situation von der Werft grundsätzlich ver-
langt und auch erwartet werden können, 
dass sie „gleichsam mit den Augen des 

Eigners“ darauf achtet, dass dem Schiff 
nichts passieren kann und die Seeventile 
geschlossen sind. 

Das OLG Schleswig hat ausdrücklich of-
fen gelassen, ob möglicherweise etwas an-
deres dann gilt, wenn der Eigner während 
des Slippvorganges zugegen ist, so dass er 
insoweit seiner eigenen Sorgfaltspflicht 
nachkommen kann.

Kommt es im Anschluss an das Slippen 
dadurch zu einem (Teil-)Sinkschaden des 
Bootes, dass über ein offen gebliebenes 
Seeventil Meerwasser eindringt, kann 
sich die Bootswerft grundsätzlich nicht 
auf ein Mitverschulden des Bootseigners 
berufen, wenn der Schaden allein durch 
einen lose montierten Deckel eines im 
inneren Seewasserkreislauf montierten 
Filtergehäuses verursacht wurde. Nach 
Ansicht des OLG Schleswig ist es zwar 
richtig, dass Außenwasser durch ein ge-
öffnetes Seeventil nur dann in den Boots-
körper gelangen kann, wenn im internen 
Seewasserkreislauf unterhalb des Außen-
wasserspiegels Undichtigkeiten vorhan-
den sind. Einer Fachfirma muss aber nach 
Ansicht des OLG Schleswig bewusst sein, 
dass bei einem – zumal unbeaufsichtigten 
– Boot zu Undichtigkeiten möglich sind, 
die dann bei geöffneten Seeventilen zum 
Sinken führen können. 

„Mit den Augen des Eigners“

OLG Schleswig: Werft muss in Abwesenheit des Bootseigners  
Sorgfaltspflicht beim Slippen nachkommen

© Mayboro – stock.adobe.com

©   Jürgen Priewe – stock.adobe.com

Termine
19.07. – 28.07.2024
Travemünder Woche
Travemünde
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Das Oberlandesgericht (OLG) Stutt-
gart hatte sich mit einem interes-
santen Fall zu befassen.

Die Klägerin erwarb als Verbraucherin 
vom verklagten Fahrzeughändler nach 
einer am 07.02.2018 durchgeführten Pro-
befahrt am 17.02.2018 einen Gebraucht-
wagen zu einem Preis von 4.900,00 Euro. 
Dieser war im August 1999 erstmalig 
zugelassen worden und wies zum Zeit-
punkt des Verkaufs eine Laufleistung von 
157.690 km auf. Der Kaufvertrag enthielt 
folgenden Passus:

„Das Fahrzeug wird als Bastlerfahrzeug 
gebraucht und in altersgemäßem Zustand 
verkauft. Der Käufer hat das Fahrzeug be-
sichtigt und Probe gefahren. Er hat den 
vorgefundenen Zustand akzeptiert.“

Nach der Übergabe des Fahrzeuges rüg-
te die Klägerin mehrfach Mängel, wobei 
sich das Fahrzeug wiederholt in der Werk-
statt des Beklagten befand. Letztlich trat 
die Klägerin vom Kaufvertrag zurück. Der 
Beklagte lehnte die Rückabwicklung ab.

Die Klägerin beauftragte daraufhin 
einen Sachverständigen mit der Feststel-
lung der Mängel des Fahrzeuges. Hierfür 
fielen Kosten in Höhe von 1.873,02 Euro an.

Die Klägerin erklärte noch zusätzlich 
die Anfechtung des Kaufvertrages wegen 
arglistiger Täuschung und erhob Klage vor 
dem Landgericht (LG) Heilbronn. Neben 
der Rückzahlung des Kaufpreises ver-
langte die Klägerin auch die Erstattung 
der vorprozessual entstandenen Rechts-
anwaltskosten sowie der Kosten des Gut-
achtens.

Das LG Heilbronn ließ ein Gutachten 
durch einen gerichtlich bestellten Sach-
verständigen erstellen. Dieser stellte fest, 
dass die von der Klägerin gerügten Mängel 
– im technischen Sinne – in vollem Um-
fang vorhanden waren. Bei kaltem Motor 
zeigte das Fahrzeug Zündaussetzer, und in 
betriebswarmem Zustand traten beim Be-
schleunigen Leistungseinbrüche auf. Als 
Ursache hierfür machte der Sachverstän-

dige einen porösen Unterdruckschlauch 
und Beschädigungen an den Zündkerzen 
aus. Bei dem porösen Unterdruckschlauch 
handelte es sich jedoch nach Ansicht des 
Sachverständigen um altersbedingten Ver-
schleiß und damit nicht um einen Mangel 
im rechtlichen Sinne. Die Beschädigungen 
an den Zündkerzen jedoch, Quetschungen 
am Dichtring sowie ein gerissener Por-
zellanisolator, seien als Mangel auch im 
rechtlichen Sinne anzusehen.

Das LG Heilbronn ging danach davon 
aus, das aufgrund des vorliegenden Ver-
brauchsgüterkaufes Ansprüche der Klä-
gerin aus der gesetzlichen Sachmängel-
haftung bestanden. Diese konnten auch 
nicht wirksam ausgeschlossen werden. 
Insbesondere wurden diese nach Ansicht 
des LG Heilbronn auch nicht durch die Be-
zeichnung „Bastlerfahrzeug“ im Kaufver-
trag ausgeschlossen. Darüber hinaus hatte 
der Beklagte mehrfach eine Nachbesse-
rung, jedoch erfolglos, versucht.

Das LG Heilbronn verurteilte den Be-
klagten daher zur Rückzahlung des Kauf-
preises unter Abzug einer Nutzungsver-
gütung, wies die Klage jedoch im Hinblick 
auf die geltend gemachten vorprozessua-
len Rechtsanwaltskosten sowie die Kosten 
des außergerichtlichen Sachverständigen 
ab. Nach Ansicht des LG Heilbronn hatte 
sich der Beklagte zum Zeitpunkt der Rück-
trittserklärung und der Aufforderung zur 
Rückzahlung nicht in Verzug befunden.

Die Klägerin war mit dieser Entschei-
dung nicht in vollem Umfang einverstan-
den und legte Berufung beim OLG Stutt-
gart ein.

Die Berufung hatte weitgehend Erfolg.
Anders als das LG Heilbronn bejahte 

das OLG Stuttgart Ansprüche der Klägerin 
auf Erstattung der Sachverständigen- wie 
auch der Rechtsanwaltskosten weitge-
hend. Die Sachverständigenkosten kann 
die Klägerin unter dem Gesichtspunkt 
des Schadensersatzes gemäß § 280 BGB 
verlangen. Auf Beklagtenseite liegt eine 

schuldhafte Verletzung der Pflicht zur 
Nacherfüllung vor. Die Kosten des Sach-
verständigen sind eine adäquat-kausale 
Folge dieser Pflichtverletzung. Die Kläge-
rin durfte die Beauftragung des Sachver-
ständigen auch für erforderlich halten.

Auch im Hinblick auf die vorgerichtli-
chen Rechtsanwaltskosten ging das OLG 
Stuttgart davon aus, dass diese als Scha-
densersatzanspruch aus § 280 BGB vom 
Beklagten zu erstatten sind. Auf den Ver-
zug kommt es insoweit nicht an.

Das OLG Stuttgart hat sich in der Ent-
scheidung aufgrund des interessanten 
Sachverhaltes noch zu wichtigen Rechts-
fragen geäußert.

Sachmängelansprüche der Klägerin 
sind im vorliegenden Fall nicht ausge-
schlossen gewesen. Bezüglich der Bezeich-
nung des Fahrzeuges als „Bastlerfahrzeug“ 
stellte das OLG Stuttgart fest, dass zwar 
auch im Bereich des Verbrauchsgüter-
kaufs die Möglichkeit einer Beschaffen-
heitsvereinbarung im Rahmen des sub-
jektiven Fehlerbegriffs verbleibt. Danach 
ist es also ohne weiteres möglich, einen 
Gegenstand „zum Basteln“ zu verkaufen. 
Auf diese Weise kann man auch tatsäch-
lich eine Haftung für die Funktionsfähig-
keit ausschließen.

Allerdings kommt es bei derartigen 
Vereinbarungen nach der zutreffenden 
Ansicht des OLG Stuttgart jedoch nicht 
auf den Wortlaut, sondern den überein-
stimmenden tatsächlichen Willen der Ver-
tragsparteien an. Im vorliegenden Fall war 
das gebrauchte Fahrzeug als funktionsfä-
hig und zum Gebrauch von dem Beklagten 
veräußert worden. Demnach führte die 
bloße Bezeichnung als „Bastlerfahrzeug“ 
nicht zu einem Ausschluss der Mängel-
haftung.

Auch das OLG Stuttgart ging bei den be-
schädigten Zündkerzen von einem Mangel 
aus. Der Zustand der Zündkerzen war nicht 
auf einen Verschleiß zurückzuführen. Zu-
lasten des Beklagten werde vermutet, dass 

Wille statt Wortlaut ist entscheidend

OLG Stuttgart entscheidet über Rückabwicklung eines Verbrauchsgüterkaufs  
im Falle eines sogenannten „Bastlerfahrzeuges“
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Verbraucherpreisindex 
Basis: 2020 = 100,0

Index der Einzelhandelspreise
Basis: 2020 = 100,0

Jan 23 114,3 116,9

Feb 23 115,2 117,8

Mär 23 116,1 118,9

Apr 23 116,6 119,4

Mai 23 116,5 119,5

Jun 23 116,8 119,9

Jul 23 117,1 119,8

Aug 23 117,5 120,3

Sep 23 117,8 120,9

Okt 23 117,8 121,2

Nov 23 117,3 121,4

Dez 23 117,4 121,4

Jan 24 117,6 121,1

Feb 24 117,4 124,6

Mär 24 117,6 121,7

Apr 24 117,5 121,8

Mai 24 117,2 121,6

Der Verbraucherpreisindex misst die durchschnittliche 
Preisveränderung aller Waren und Dienstleistungen, die 
von privaten Haushalten für Konsumzwecke gekauft wer-
den. Im Index der Einzelhandelspreise sind die Waren-
gruppen Einzelhandel und Kraftfahrzeughandel sowie 
Tankstellen zusammengefasst. Die Indexveränderung 
von einem Zeitpunkt zum anderen kann in Prozent er-
rechnet werden:

(  alter Indexwert  x 100) – 100
       neuer Indexwert 
Quelle: Statistisches Bundesamt, www.destatis.de

Ansprechpartner in der Geschäftsstelle:  Ben Hoffmann, 
Tel. 0221/595713  oder info@bvww.org

Statistik der Verbraucherpreisindizes

der festgestellte Mangel gemäß § 477 BGB 
bereits bei Übergabe vorgelegen hatte.

Der Beklagte hätte im Hinblick auf 
die Vermutung, dass die Zündkerzen bei 
Übergabe mangelhaft waren, den vollen 
Beweis des Gegenteils der vermuteten 
Tatsache erbringen müssen. Eine bloße 
Erschütterung der Vermutung war nicht 
ausreichend.

Darüber hinaus ging auch das OLG 
Stuttgart von erfolglosen Nachbesse-
rungsversuchen des Beklagten aus.

Sodann wird das Verschulden des Be-
klagten gemäß § 280 Abs. 1 S. 2 BGB ver-
mutet. Demnach muss der Beklagte die 
Kosten des Sachverständigen als Folge der 
Pflichtverletzung ersetzen. Aus damaliger 
Sicht der Klägerin war es auch sinnvoll ge-
wesen, vor der Erhebung der Klage und 
der damit verbundenen Verursachung 
weiterer Kosten abzuklären, ob die gerüg-
ten Mängel von einem Sachverständigen 
auch bestätigt werden können.

Das Urteil des OLG Stuttgart enthält 
auch für die Praxis des Boots- und Yacht-
handels wichtige Aussagen.

Dem Händler hilft die Bezeichnung 
eines gebrauchten Bootes als „Bastler-
boot“ häufig nicht weiter, wenn sich aus 
den sonstigen Umständen ergibt, dass 
das Boot zur Nutzung im Wasser verkauft 
wurde. Maßgeblich ist insoweit nicht der 
Wortlaut der Vereinbarung, sondern der 
tatsächliche Wille der Vertragsparteien. 

Bei einem Verbrauchsgüterkauf ist ein 
vollständiger Ausschluss der Sachmängel-
haftung nicht möglich. Ist ein gebrauchtes 
Boot mangelhaft und liegen die Voraus-
setzungen zum Rücktritt, Minderung oder 
Schadensersatz statt der Leistung vor, so 
kann der Käufer in der Regel auch die 
Kosten ersetzt verlangen, die für ein vor-
gerichtliches Gutachten bzw. die Beauf-
tragung eines Rechtsanwalts anfielen. Auf 
den Verzug des Verkäufers kommt es in-
soweit nicht an. Diese Kosten werden als 
Schadensersatz geschuldet, wobei das Ver-
schulden des Verkäufers vermutet wird.

Das OLG Stuttgart macht auch nähe-
re Ausführungen zur Vermutungswir-
kung der Beweislastumkehr nach § 477 
BGB unter Berücksichtigung der neueren 

Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes. 
Danach greift die gesetzliche Vermutungs-
wirkung zu Gunsten des Käufers bereits 
dann ein, wenn im Falle des Bestreitens 
durch den Verkäufer der Nachweis gelingt, 
dass sich innerhalb von sechs Monaten 
bei Kaufverträgen bis zum 31.12.2021 bzw. 
zwölf Monaten nach Übergabe eine Man-
gelerscheinung gezeigt hat. Diese muss 
ihre Ursache in einem dem Verkäufer zu-
zurechnenden Umstand haben, die des-
sen Haftung wegen Abweichung von der 
geschuldeten Beschaffenheit begründen 
würde.

Der Käufer muss hierbei nicht vortra-
gen, auf welche Ursache der zutage ge-
tretene mangelhafte Zustand zurückzu-
führen ist und ob diese Ursache in den 
Verantwortungsbereich des Verkäufers 
fällt oder nicht. Außerdem kommt die 
Vermutungswirkung des § 477 BGB dem 
Käufer grundsätzlich auch darin zugute, 
dass binnen sechs bzw. zwölf Monaten 
nach Übergabe aufgetretene mangelhafte 
Zustände zumindest im Ansatz (latent) be-
reits bei Übergabe vorgelegen haben.
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Seit Februar 2006 sammelt der Verband Informationen über För­
dermittelprogramme von Bund, Ländern und Europäischer Union. 
Gerade für kleine und mittlere Unternehmen (KMU) sind die zahl­
reichen Programme nur sehr aufwändig zu recherchieren. Aber auch 
größere Betriebe können von den Angeboten profitieren.
Aktuell sind Programme abrufbar zu den Themen Exportberatung, 
Ausbildungsförderung, Beratungsförderung bei Betriebsübergaben, 
Messeunterstützung u.v.m. Die Informationen sind so präsentiert, 
dass die Angebote eines bestimmten Bundeslandes schnell gefun­

den werden können. Ggf. bekannte Links werden für die schnelle 
Internetsuche ebenso genannt. Die Angaben werden wöchentlich 
ergänzt.
Auf www.bvww.org werden im Bereich Mitgliederservice die aktu­
ellen Förderprogramme sehr kurz vorgestellt. Die Tabelle der Pro­
gramme zum Zeitpunkt des Redaktionsschlusses ist im Folgenden 
abgedruckt. Anhand der Kennziffer können weitere Informationen 
bei der Geschäftsstelle angefordert werden, z.B. per Mail (info@
bvww.org), per Fax (0221 5957110) oder telefonisch (0221 595710).

Datum Kennziffer Ebene Thema Bemerkung

01.07.24 240701 Schleswig- 
Holstein

Gegen den Fachkräfte- 
mangel im Handwerk: 
Land lobt erstmals „Prakti­
kumsprämie“ aus

In den schleswig-holsteinischen Handwerksberufen klafft derzeit 
eine Lücke von weit über 10.000 Fachkräften – Tendenz seit Jahren 
steigend. Aktuell sind zwischen List und Lauenburg zudem über 
2.500 Azubi- Stellen unbesetzt. Um diesen Trend zu stoppen, steu­
ern Handwerkskammer und Landesregierung jetzt erstmals mit 
einer „Praktikumsprämie“ von 120 Euro pro Woche gegen.  
„Das heißt, Schülerinnen und Schüler können ab sofort die Prämie 
erhalten, wenn sie in den Ferien ein Praktikum in einem Hand­
werksbetrieb absolvieren“, erläuterte Wirtschafts-Staatssekre­
tärin Julia Carstens am 13. Juni 2024 beim Besuch der „FTK Förde 
Tischlerei“ in Kiel-Wellsee.

01.07.24 240701 Bremen/ 
Niedersachsen

Förderaufruf der Metropol­
region Nordwest 
für Projektideen der  
Energietransformation

Gemeinsam die Zukunft des Nordwestens gestalten: Die Metropol­
region Nordwest ruft Akteurinnen und Akteure aus der Region zur 
Beteiligung an einer neuen Antragsrunde des Förderfonds der 
Länder Bremen und Niedersachsen auf. Der jährlich mit 520.000 
Euro ausgestattete Förderfonds hat das Ziel, wegweisende Ideen 
und regionale Kooperationsvorhaben anzustoßen, um die Innova­
tionskraft des Nordwestens zu unterstützen und die Energiewende 
aktiv voranzutreiben. Projektanträge können ab sofort bis zum  
15. Oktober 2024 eingereicht werden.

01.07.24 240701 Bayern Start der zweiten Runde  
des Bayerischen 
Elektrolyseurförderpro­
gramms

Mit dem Förderprogramm werden die Anschaffungskosten von 
Elektrolyseuren und ihren unmittelbar verbundenen Anlagen­
bestandteilen mit einer Förderquote von 45 Prozent bezuschusst. 
Voraussetzung ist eine elektrische Mindestleistung der Anlage von 
einem Megawatt.

01.07.24 240701 Niedersachsen „Digitalbonus.Nieder- 
sachsen-innovativ“ 
geht an den Start

Die neue Förderung tritt die Nachfolge des erfolgreichen „Digi­
talbonus“-Programms an, das erste Digitalisierungsschritte von 
kleinen und mittleren Unternehmen (KMU) vorangetrieben hatte“, 
erläutert Niedersachsens Wirtschafts- und Digitalminister Olaf 
Lies. „Hier sind wir maßgeblich weitergekommen und konnten 
viele KMU in Niedersachsen in herausfordernden Zeiten auf ihrem 
Weg der Digitalisierung unterstützen. Der jetzt neu aufgelegte 
Digitalbonus.Niedersachseninnovativ schließt daran an. Er fördert 
Digitalisierungsprojekte, die die digitale Transformation der Be­
triebe weiter voranbringen und damit neue Wertschöpfungspoten­
ziale erschließen.

01.07.24 240701 Bund nachhaltig. mobil. planen. – 
neuer Förderaufruf 
des BMDV für Kommunen

Das Bundesministerium für Digitales und Verkehr (BMDV) unter­
stützt mit einem weiteren Förderaufruf Kommunen bei der Erstel­
lung oder Fortschreibung von nachhaltigen urbanen Mobilitäts­
plänen nach den Leitlinien der EU-Kommission für „Sustainable 
Urban Mobility Plans“ (SUMPs).

03.06.24 240603 Berlin Förderrichtlinie im  
Programm SolarPLUS 
angepasst

Berlin soll deutlich vor 2045 zur klimaneutralen Metropole werden. 
Um dieses Ziel zu erreichen, setzt das Land beispielsweise auf 
den Masterplan SolarCity, der verschiedene Maßnahmen für mehr 
Solarenergie auf Berlins Dächern und Balkonen enthält. Mit dem 
durch die Bundesregierung kürzlich beschlossenen Solarpaket I 
geht die Energiewende zu Hause noch einfacher und schneller. Die 
Verbesserungen für die Verbraucherinnen und Verbraucher werden 
zum 31. Mai 2024 in der Förderrichtlinie des beliebten Berliner 
Förderprogramms SolarPLUS angepasst. Konkret heißt das: mehr 
Leistung und weniger Bürokratie bei attraktiver Förderung.

Übersicht aktueller Fördermittel
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03.06.24 240603 Bayern Förderprogramm für  
Wasserstofftankstellen 
geht in neue Runde

Am 3. Juni geht das Bayerische Förderprogramm zum Aufbau einer 
Wasserstofftankstelleninfrastruktur in eine neue Runde. Damit 
sind neuerdings auch Wasserstofftankstellen für Pkw förderfähig. 
Bayerns Wirtschaftsminister Hubert Aiwanger: „Nur wenn der 
Treibstoff in der Fläche zur Verfügung steht, werden auch Fahr­
zeuge mit Wasserstoffantrieb gekauft. Dieses Henne- Ei-Problem 
kennen wir bereits aus der Elektromobilität. Mit unserem Förder­
programm gehen wir das an.

30.04.24 240430 Schleswig-
Holstein

Energiewende in Schleswig-
Holstein“ fördert 
Unternehmen und  
Forschungseinrichtungen

Schleswig-Holstein ist Vorreiter bei der Erzeugung Erneuerbarer 
Energien – aber noch lange nicht am Ziel der Klimaneutralität. Um 
die Energiewende weiter voranzutreiben, fördert das Land jetzt 
mit einem neuen Programm innovative, praxistaugliche Projekte 
im Bereich der Energiespeicherung und der intelligenten Kopplung 
der Sektoren Energie, Wärme und Kälte, Mobilität und Industrie 
sowie ihrer Durchdringung mit Erneuerbaren Energien.

30.04.24 240430 Sachsen-Anhalt Land fördert Digitalisie- 
rungsprojekte mit rund 
2,5 Millionen Euro

Die Förderung soll Anreiz sein, mit eigenen, durchaus auch kreati­
ven Ideen aktiv dabei mitzuwirken, unsere anspruchsvollen Ziele 
im Land zu erreichen“, erklärte die Ministerin für Infrastruktur und 
Digitales, Dr. Lydia Hüskens, am 23.04. in Magdeburg anlässlich 
des Programmstarts. „Wir wollen die Strategie gemeinsam mit 
den Menschen im Land umsetzen“, hob die Ministerin das Ziel der 
neuen Förderrichtlinie hervor.

22.04.24 240422 Bund „KoMoNa“ startet mit  
großer Vernetzungs- 
konferenz in die dritte  
Förderrunde

Am 18.04.2024 fand die erste große Vernetzungskonferenz des 
Förderprogramms „Kommunale Modellvorhaben zur Umsetzung 
der ökologischen Nachhaltigkeitsziele in Strukturwandelregio­
nen“ – kurz: „Ko-MoNa“ statt. Akteurinnen und Akteure aus über 80 
KoMoNa-Projekten kamen auf Einladung des Bundesumweltminis­
teriums zusammen, um Ideen auszutauschen, wie eine ökologisch 
nachhaltige Zukunft in den Kohleausstiegsregionen erfolgreich 
gestaltet werden kann.

22.04.24 240422 Europäische 
Union

571 Mio. Euro für neue  
Projekte im EU Programm 
LIFE für Umwelt und  
Klimaschutz

Ab sofort sammelt die Europäische Kommission wieder Projekt­
vorschläge im Rahmen des EU Programms LIFE für Umwelt und 
Klimaschutz. Insgesamt stehen 571 Millionen Euro Förderung zur 
Verfügung. In der kommenden Woche können sich potentielle An­
tragstellerinnen und Antragsteller im Rahmen der #EULife24 Info 
Days über den Bewerbungsprozess informieren.

15.04.24 240415 Nordrhein-
Westfalen

„Fit für die Zukunft“ – 
Transformation 
zur Klimaneutralität

Mit dem neuen Programm „Fit für die Zukunft“ fördert das Mi­
nisterium für Arbeit, Gesundheit und Soziales Unternehmen und 
ihre Beschäftigten bei der Transformation zum klimaneutralen 
Wirtschaften. Zielgruppe sind Betriebe im Rheinischen Revier und 
dem Nördlichen Ruhrgebiet, den am stärksten vom Kohleausstieg 
betroffenen Regionen, die beteiligungsorientierte Beratung in 
Anspruch.

15.04.24 240415 Europäische 
Union

EU genehmigt 2,2 Mrd. Euro 
deutsche Beihilfen 
zur Dekarbonisierung  
industrieller Prozesse

Die Europäische Kommission hat eine mit 2,2 Milliarden Euro 
ausgestattete deutsche Beihilferegelung genehmigt. Sie soll die 
Investitionen in die Dekarbonisierung industrieller Produktions­
prozesse fördern, um den Übergang zu einer klimaneutralen 
Wirtschaft im Einklang mit dem Industrieplan zum Grünen Deal 
zu unterstützen. Margrethe Vestager, Exekutiv-Vizepräsidentin, 
zuständig für Wettbewerbspolitik sagte dazu: „Dies wird dazu 
beitragen, den grünen Wandel zu beschleunigen. Die Maßnahmen 
wird Deutschland auch dabei unterstützen, im Einklang mit dem 
REPowerEU-Plan seine Abhängigkeit von importierten fossilen 
Brennstoffen schneller zu verringern, und gleichzeitig sicherstel­
len, dass etwaige Wettbewerbsverzerrungen auf ein Minimum 
beschränkt bleiben.“

09.04.24 240409 Bremen Unterstützung für T 
ransformationsprozesse 
für klimaneutrale und  
nachhaltige Wirtschaft

Das neue GRW Förderprogramm bietet dafür zusätzliche und ziel­
gerichtete Fördermöglichkeiten, weil es vor allem die kleinen und 
mittleren gewerblichen Unternehmen unterstützt, die in umwelt­
verbessernde Vorhaben investieren wollen. Darüber hinaus werden 
auch zusätzliche Aspekte für die Förderung von guten Arbeits­
bedingungen, unter anderem durch Regelungen zur Tarifbindung, 
berücksichtigt.


